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Antrag: A 01 1 

Votum der Antragskommission: Diskussion durch den Parteitag 2 

Votum des Parteitags: mit Änderungen mehrheitlich angenommen  3 

 4 

 5 

TTIP – Transatlantic Trade and Investment Partnership – Transatlantische Handels- und 6 

Investitions-Partnerschaft 7 

 8 

Die Bundesregierung und die Fraktion im Europäischen Parlament werden aufgefordert, 9 

das mit Kanada bereits ausgehandelte Abkommen CETA nicht zu ratifizieren und dafür 10 

Sorge zu tragen, dass das seit 2 Wochen öffentlich gewordenen Mandat der Europäischen 11 

Kommission für die Verhandlungen des Abkommens mit den USA TTIP verändert wird, 12 

sodass es den Anforderungen des Beschlusses des Parteikonvents der SPD vom 13 

20.09.2014 entspricht.  14 

 15 

Keines der Vertragswerke darf ein Investitionsschutzabkommen beinhalten, dass für den 16 

Fall streitiger Auseinandersetzungen zwischen Investoren und Staaten über die 17 

Veränderung von Investitionsbedingungen die Einsetzung von privaten Schiedsgerichten 18 

unter Ausschluss staatlicher oder durch Staatsverträge bestellter internationaler 19 

Gerichtsbarkeit vorsieht.  20 

 21 

Arbeitnehmerrechte, Verbraucherschutz, Datenschutz und Umweltstandards müssen auf 22 

hohem europäischem Niveau gesichert werden. Dazu müssen die Bürgerinnen und Bürger 23 

der Vertragsstaaten vor Gericht des Staates, unter dessen Zuständigkeit Rechtsverstöße 24 

gegen das Abkommen zu beanstanden sind, insofern die gleichen prozessualen und 25 

verfassungsmäßigen Rechte erhalten, wie die eigenen Bürgerinnen und Bürger dieses 26 

Staates.  27 

 28 

Elemente der Verträge müssen gekündigt werden können, wenn sie durch Zeitablauf und 29 

rechtliche Fortentwicklung nicht mehr zeitgemäß sind, verbraucherfeindlich wirken, 30 

Prinzipien des Arbeitnehmerschutzes, des Umweltschutzes, des Datenschutzes oder des 31 

Urheberechts verletzen und Nachverhandlungen nicht innerhalb einer angemessenen 32 

Frist zu einem befriedigenden Ergebnis führen. Dadurch soll eine ggf. undiplomatische 33 

und Rechtsverhältnisse gefährdende vollständige Kündigung des Abkommens verhindert, 34 

eine Nachverhandlung mit dem notwendigen Nachdruck aber zugleich ermöglicht 35 

werden.      36 


